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I. WORTLAUT DER SCHLUSSAKTE 

 

1. Die Bevollmächtigten 

 

SEINER MAJESTÄT DES KÖNIGS DER BELGIER, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK BULGARIEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN VON DÄNEMARK, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK ESTLAND, 

 

DES PRÄSIDENTEN IRLANDS, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER HELLENISCHEN REPUBLIK, 

 

SEINER MAJESTÄT DES KÖNIGS VON SPANIEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, 

 

DER REPUBLIK KROATIEN, 
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DES PRÄSIDENTEN DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK ZYPERN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK LETTLAND, 

 

DER PRÄSIDENTIN DER REPUBLIK LITAUEN, 

 

SEINER KÖNIGLICHEN HOHEIT DES GROSSHERZOGS VON LUXEMBURG, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK UNGARN 

 

DES PRÄSIDENTEN MALTAS 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN DER NIEDERLANDE, 

 

DES BUNDESPRÄSIDENTEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK POLEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK, 

 

DES PRÄSIDENTEN RUMÄNIENS, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK SLOWENIEN, 

 

DES PRÄSIDENTEN DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK, 

 

DER PRÄSIDENTIN DER REPUBLIK FINNLAND, 
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DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS SCHWEDEN, 

 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS 

GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND, 

 

die in Brüssel am neunten Dezember zweitausendelf anlässlich der Unterzeichnung des 

Vertrags zwischen dem Königreich Belgien, der Republik Bulgarien, der Tschechischen 

Republik, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der Republik 

Estland, Irland, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der Französischen 

Republik, der Italienischen Republik, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der 

Republik Litauen, dem Großherzogtum Luxemburg, der Republik Ungarn, der Republik 

Malta, dem Königreich der Niederlande, der Republik Österreich, der Republik Polen, der 

Portugiesischen Republik, Rumänien, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, 

der Republik Finnland, dem Königreich Schweden, dem Vereinigten Königreich 

Großbritannien und Nordirland (Mitgliedstaaten der Europäischen Union) und der Republik 

Kroatien über den Beitritt der Republik Kroatien zur Europäischen Union zusammengetreten 

sind, 
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haben festgestellt, dass die folgenden Texte im Rahmen der Konferenz zwischen den Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union und der Republik Kroatien über den Beitritt der Repub-

lik Kroatien zur Europäischen Union erstellt und angenommen worden sind: 

 

I. der Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, der Republik Bulgarien, der Tsche-

chischen Republik, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der 

Republik Estland, Irland, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der 

Französischen Republik, der Italienischen Republik, der Republik Zypern, der Republik 

Lettland, der Republik Litauen, dem Großherzogtum Luxemburg, der Republik Ungarn, 

der Republik Malta, dem Königreich der Niederlande, der Republik Österreich, der 

Republik Polen, der Portugiesischen Republik, Rumänien, der Republik Slowenien, der 

Slowakischen Republik, der Republik Finnland, dem Königreich Schweden, dem Ver-

einigten Königreich Großbritannien und Nordirland (Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union) und der Republik Kroatien über den Beitritt der Republik Kroatien zur Europä-

ischen Union (im Folgenden "der Beitrittsvertrag"); 

 

II. die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die Anpassun-

gen des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemein-

schaft (im Folgenden "die Beitrittsakte"); 
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III. die nachstehend aufgeführten und der Beitrittsakte beigefügten Texte: 

 

A. Anhang I: Liste der Übereinkünfte und Protokolle, denen die Republik Kroa-

tien am Tag des Beitritts beitritt (nach Artikel 3 Absatz 4 der 

Beitrittsakte) 

 

Anhang II: Verzeichnis der Bestimmungen des in den Rahmen der Europä-

ischen Union einbezogenen Schengen-Besitzstands und der darauf 

beruhenden oder anderweitig damit zusammenhängenden Rechts-

akte, die ab dem Beitritt für die Republik Kroatien bindend und in 

der Republik Kroatien anzuwenden sind (nach Artikel 4 Absatz 1 

der Beitrittsakte) 

 

Anhang III: Liste nach Artikel 15 der Beitrittsakte: Anpassungen der Rechts-

akte der Organe 

 

Anhang IV: Liste nach Artikel 16 der Beitrittsakte: Andere ständige Bestim-

mungen 

 

Anhang V: Liste nach Artikel 18 der Beitrittsakte: Übergangsmaßnahmen 

 

Anhang VI: Entwicklung des ländlichen Raums (nach Artikel 35 Absatz 2 der 

Beitrittsakte) 
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Anhang VII: Spezifische Verpflichtungen, die die Republik Kroatien bei den 

Beitrittsverhandlungen eingegangen ist (nach Artikel 36 Absatz 1 

Unterabsatz 2 der Beitrittsakte) 

 

Anhang VIII: Verpflichtungen, die die Republik Kroatien im Hinblick auf die 

Umstrukturierung der kroatischen Schiffbauindustrie eingegangen 

ist (nach Artikel 36 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Beitrittsakte) 

 

Anhang IX: Verpflichtungen, die die Republik Kroatien im Hinblick auf die 

Umstrukturierung der Stahlindustrie eingegangen ist (nach 

Artikel 36 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Beitrittsakte) 

 

B. Protokoll über bestimmte Modalitäten für eine etwaige einmalige Übertragung von 

Einheiten der zugeteilten Menge (Assigned Amount Units), die im Rahmen des 

Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über 

Klimaänderungen vergeben wurden, an die Republik Kroatien und die entspre-

chende Ausgleichsleistung 
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C. die Wortlaute des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union und des Vertrags zur Gründung der Europä-

ischen Atomgemeinschaft sowie der Verträge zu deren Änderung oder Ergänzung, 

einschließlich des Vertrags über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands 

sowie des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, des Vertrags 

über den Beitritt der Republik Griechenland, des Vertrags über den Beitritt des 

Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik, des Vertrags über den 

Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs 

Schweden, des Vertrags über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Repub-

lik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der 

Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-

nien und der Slowakischen Republik sowie des Vertrags über den Beitritt Rumä-

niens und der Republik Bulgarien, in kroatischer Sprache. 

 

2. Die Hohen Vertragsparteien haben über einige Anpassungen der Rechtsakte der Organe, die 

aufgrund des Beitritts erforderlich geworden sind, politische Einigung erzielt und ersuchen 

den Rat und die Kommission, diese Anpassungen vor dem Beitritt gemäß Artikel 50 der Bei-

trittsakte – dies ergibt sich aus Artikel 3 Absatz 4 des Beitrittsvertrags – zu erlassen, wobei 

erforderlichenfalls eine Ergänzung und Aktualisierung erfolgt, um der Weiterentwicklung des 

Unionsrechts Rechnung zu tragen. 
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3. Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, der Kommission sowie untereinander alle 

Informationen mitzuteilen, die für die Anwendung der Beitrittsakte erforderlich sind. Diese 

Informationen sind, soweit erforderlich, so rechtzeitig vor dem Tag des Beitritts vorzulegen, 

dass die uneingeschränkte Anwendung der Beitrittsakte ab dem Tag des Beitritts erfolgen 

kann; insbesondere gilt dies für das Funktionieren des Binnenmarktes. In diesem Zusammen-

hang ist eine frühzeitige Mitteilung der von der Republik Kroatien erlassenen Maßnahmen 

nach Artikel 47 der Beitrittsakte von höchster Bedeutung. Die Kommission kann der Repub-

lik Kroatien gegebenenfalls den von ihr für angemessen erachteten Zeitpunkt für den Eingang 

oder die Übermittlung anderer spezieller Informationen mitteilen.  

 

Eine Liste der Informationspflichten für den Veterinärbereich ist den Hohen Vertragsparteien 

am heutigen Tag der Unterzeichnung überreicht worden.  

 

4. Die Bevollmächtigten haben die folgenden, dieser Schlussakte beigefügten Erklärungen zur 

Kenntnis genommen: 

 

A. Gemeinsame Erklärung der derzeitigen Mitgliedstaaten 

 

Gemeinsame Erklärung zur vollständigen Anwendung der Bestimmungen des Schen-

gen-Besitzstands 

 

B. Gemeinsame Erklärung verschiedener derzeitiger Mitgliedstaaten 

 

Gemeinsame Erklärung der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 

zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer: Kroatien 
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C. Gemeinsame Erklärung der derzeitigen Mitgliedstaaten und der Republik Kroatien 

 

Gemeinsame Erklärung zum Europäischen Entwicklungsfonds 

 

D. Erklärung der Republik Kroatien 

 

Erklärung der Republik Kroatien zu der Übergangsregelung für die Liberalisierung des 

kroatischen Marktes für landwirtschaftliche Flächen 

 

5. Die Bevollmächtigten haben Kenntnis genommen von dem Briefwechsel zwischen der Euro-

päischen Union und der Republik Kroatien über ein Informations- und Konsultationsverfah-

ren für die Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem 

Beitritt, der dieser Schlussakte beigefügt ist. 
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II. ERKLÄRUNGEN 

 

A. GEMEINSAME ERKLÄRUNG DER DERZEITIGEN MITGLIEDSTAATEN 

 

Gemeinsame Erklärung zur vollständigen Anwendung  

der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 

 

Die für die künftige vollständige Anwendung aller Bestimmungen des Schengen-Besitzstands in der 

Republik Kroatien vereinbarten Verfahren – wie sie in den Vertrag über den Beitritt Kroatiens zur 

Union aufgenommen (im Folgenden "Beitrittsvertrag Kroatiens") werden – greifen dem vom Rat zu 

erlassenden Beschluss über die vollständige Anwendung der Bestimmungen des Schengen-Besitz-

stands in der Republik Bulgarien und Rumänien nicht vor und haben keine Auswirkung auf diesen 

Beschluss.  

Der Beschluss des Rates über die vollständige Anwendung der Bestimmungen des Schengen-

Besitzstands in Bulgarien und Rumänien wird nach dem hierfür im Vertrag über den Beitritt Bulga-

riens und Rumäniens zur Union festgelegten Verfahren und in Einklang mit den Schlussfolgerungen 

des Rates vom 9. Juni 2011 über den Abschluss der Bewertung des Stands der Vorbereitung Bulga-

riens und Rumäniens in Bezug auf die Umsetzung aller Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 

erlassen.  

Die vereinbarten Verfahren für die künftige vollständige Anwendung aller Bestimmungen des 

Schengen-Besitzstands in Kroatien – wie sie in den Beitrittsvertrag Kroatiens zur Union aufgenom-

men werden – begründen keinerlei rechtliche Verpflichtung außerhalb des vom Beitrittsvertrag 

Kroatiens gesteckten Rahmens. 
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B. GEMEINSAME ERKLÄRUNG  

VERSCHIEDENER DERZEITIGER MITGLIEDSTAATEN 

 

Gemeinsame Erklärung der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich  

zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer: Kroatien 

 

Die Formulierung des Absatzes 12 der Übergangsmaßnahmen für die Freizügigkeit der Arbeitneh-

mer gemäß der Richtlinie 96/71/EG in Anhang V, Abschnitt 2 der Beitrittsakte wird von der Bun-

desrepublik Deutschland und der Republik Österreich im Einvernehmen mit der Kommission in 

dem Sinne aufgefasst, dass der Ausdruck "bestimmte Gebiete" gegebenenfalls auch das gesamte 

nationale Hoheitsgebiet umfassen kann. 

 

 

C. GEMEINSAME ERKLÄRUNG DER DERZEITIGEN MITGLIEDSTAATEN  

UND DER REPUBLIK KROATIEN 

 

Gemeinsame Erklärung zum Europäischen Entwicklungsfonds 

 

Nach ihrem Beitritt zur Union tritt die Republik Kroatien dem Europäischen Entwicklungsfonds ab 

dem Inkrafttreten des neuen mehrjährigen Finanzrahmens für die Zusammenarbeit bei und wird ab 

dem 1. Januar des zweiten Kalenderjahrs nach ihrem Beitritt einen Beitrag dazu leisten. 
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D. ERKLÄRUNG DER REPUBLIK KROATIEN 

 

Erklärung der Republik Kroatien zu der Übergangsregelung  

für die Liberalisierung des kroatischen Marktes für landwirtschaftliche Flächen 

 

Gestützt auf die Übergangsregelung für den Erwerb landwirtschaftlich genutzter Flächen in der 

Republik Kroatien durch natürliche und juristische Personen aus EU-/EWR-Ländern gemäß 

Anhang V der Beitrittsakte, 

 

gestützt auf die Bestimmung, nach der die Kommission auf Antrag der Republik Kroatien über eine 

Verlängerung des siebenjährigen Übergangszeitraums um weitere drei Jahre befindet, wenn es hin-

reichende Anzeichen dafür gibt, dass nach Ablauf des siebenjährigen Übergangszeitraums schwere 

Störungen des Agrargrundstücksmarkts in der Republik Kroatien eintreten werden oder zu befürch-

ten sind, 

 

erklärt die Republik Kroatien, dass sie, sollte die genannte Verlängerung des Übergangszeitraums 

gewährt werden, darum bemüht sein wird, die notwendigen Schritte zu unternehmen, um den 

Erwerb landwirtschaftlich genutzter Flächen in den angegebenen Gebieten noch vor Ablauf der 

Dreijahresfrist zu liberalisieren. 

 

 

________________________ 
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III. BRIEFWECHSEL 

ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN UNION  

UND DER REPUBLIK KROATIEN  

ÜBER EIN INFORMATIONS- UND KONSULTATIONSVERFAHREN  

FÜR DIE ANNAHME BESTIMMTER BESCHLÜSSE UND SONSTIGE MASSNAHMEN  

IN DER ZEIT VOR DEM BEITRITT 
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Schreiben Nr. 1 

 

Sehr geehrter Herr , 

 

ich nehme Bezug auf die Frage betreffend ein Informations- und Konsultationsverfahren für die 

Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt Ihres 

Landes zur Europäischen Union, die im Rahmen der Beitrittsverhandlungen aufgeworfen wurde. 

 

Ich bestätige hiermit, dass die Europäische Union in der Lage ist, einem solchen Verfahren entspre-

chend den Bedingungen in der Anlage zu diesem Schreiben zuzustimmen; dieses Verfahren könnte 

in Bezug auf die Republik Kroatien ab dem Zeitpunkt Anwendung finden, zu dem die Beitrittskon-

ferenz erklärt, dass die Beitrittsverhandlungen endgültig abgeschlossen sind. 

 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung Ihrer Regierung zum Inhalt dieses Schrei-

bens bestätigen könnten. 

 

Hochachtungsvoll 
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ANLAGE 

 

Informations- und Konsultationsverfahren  

für die Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstiger Maßnahmen  

in der Zeit vor dem Beitritt 

 

 

I. 

 

1. Zur Gewährleistung einer angemessenen Unterrichtung der Republik Kroatien werden alle 

Vorschläge, Mitteilungen, Empfehlungen oder Initiativen, die zum Erlass von eines Rechts-

aktes des Europäischen Parlaments und des Rates, des Rates oder des Europäischen Rates 

führen können, nach ihrer Übermittlung an den Rat oder den Europäischen Rat Kroatien zur 

Kenntnis gebracht. 

 

2. Es finden Konsultationen auf begründeten Antrag Kroatiens statt, das dabei seine Interessen 

als künftiges Mitglied der Union ausdrücklich darlegt und seine Bemerkungen vorbringt. 

 

3. Verwaltungsbeschlüsse sind im Allgemeinen nicht Gegenstand von Konsultationen. 

 

4. Die Konsultationen finden in einem Interimsausschuss statt, der sich aus Vertretern der Union 

und Kroatiens zusammensetzt. Außer im Falle eines begründeten Einwandes der Union oder 

Kroatiens können die Konsultationen auch in Form eines Austauschs von Mitteilungen auf 

elektronischem Wege erfolgen; dies gilt insbesondere bei Angelegenheiten der Gemeinsamen 

Außen- und Sicherheitspolitik. 
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5. Mitglieder des Interimsausschusses sind auf Seiten der Union die Mitglieder des Ausschusses 

der Ständigen Vertreter oder die hierfür von ihnen benannten Personen. Soweit angebracht, 

können die Mitglieder des Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees die Mitglieder des 

Interimsausschusses sein. Die Kommission ist angemessen vertreten. 

 

6. Der Interimsausschuss wird von einem Sekretariat – der Beitrittskonferenz – unterstützt, das 

zu diesem Zweck bestehen bleibt. 

 

7. Die Konsultationen finden statt, sobald bei den Vorarbeiten der Union im Hinblick auf den 

Erlass der unter Nummer 1 genannten Rechtsakte gemeinsame Leitlinien ausgearbeitet 

worden sind, welche die Aufnahme solcher Konsultationen als sinnvoll erscheinen lassen. 

 

8. Bestehen nach den Konsultationen noch ernste Schwierigkeiten, so kann die Frage auf Antrag 

Kroatiens auf Ministerebene erörtert werden. 

 

9. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend auch für die Beschlüsse des Rates der 

Gouverneure der Europäischen Investitionsbank. 

 

10. Das in den vorstehenden Absätzen vorgesehene Verfahren gilt auch für alle künftigen Be-

schlüsse Kroatiens, die sich auf die Verpflichtungen auswirken könnten, die sich aus seiner 

Stellung als künftiges Mitglied der Union ergeben. 
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II. 

 

11. Die Union und Kroatien treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit der Beitritt Kroatiens 

zu den Abkommen oder Übereinkommen und Protokollen im Sinne von Artikel 3 Absatz 4, 

Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 5 der Akte über die Bedingungen des Beitritts der 

Republik Kroatien und die Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge 

(im Folgenden "die Beitrittsakte") nach Möglichkeit gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des 

Beitrittsvertrags erfolgt. 

 

12. Zu den Verhandlungen mit den Vertragsparteien der in Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 2 der 

Beitrittsakte genannten Protokolle werden die Vertreter Kroatiens als Beobachter an der Seite 

der Vertreter der derzeitigen Mitgliedstaaten hinzugezogen. 

 

13. Bestimmte von der Union geschlossene nichtpräferenzielle Abkommen, deren Geltungsdauer 

über den Tag des Beitritts hinausgeht, können angepasst oder geändert werden, um der Erwei-

terung der Union Rechnung zu tragen. Diese Anpassungen oder Änderungen werden von der 

Union ausgehandelt; die Vertreter Kroatiens werden nach dem im Nummer 12 vorgesehenen 

Verfahren hinzugezogen. 

 

 

III. 

 

14. Die Organe legen rechtzeitig die Texte nach Artikel 52 der Beitrittsakte fest. Zu diesem 

Zweck stellt Kroatien den Organen rechtzeitig Übersetzungen dieser Texte zur Verfügung. 

 

 

________________________ 
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Schreiben Nr. 2 

 

Sehr geehrter Herr , 

 

ich bestätige den Eingang Ihres Schreibens mit folgendem Wortlaut: 

 

"Ich nehme Bezug auf die Frage betreffend ein Informations- und Konsultationsverfahren für 

die Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt 

Ihres Landes zur Europäischen Union, die im Rahmen der Beitrittsverhandlungen aufgewor-

fen wurde. 

 

Ich bestätige hiermit, dass die Europäische Union in der Lage ist, einem solchen Verfahren 

entsprechend den Bedingungen in der Anlage zu diesem Schreiben zuzustimmen; dieses 

Verfahren könnte in Bezug auf die Republik Kroatien ab dem Zeitpunkt Anwendung finden, 

zu dem die Beitrittskonferenz erklärt, dass die Beitrittsverhandlungen endgültig abgeschlos-

sen sind. 

 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung Ihrer Regierung zum Inhalt dieses 

Schreibens bestätigen könnten." 

 

Ich bestätige Ihnen die Zustimmung meiner Regierung zum Inhalt dieses Schreibens. 

 

Hochachtungsvoll 
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